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I. Teil 

Zielsetzung, Gang der Untersuchung und 
Daten zur Staatsverschuldung 

I. Zielsetzung und Gang der Untersuchung 

Spätestens im deutschen Vereinigungsprozeß ist den politischen Entschei-
dungsträgem und der Öffentlichkeit deutlich vor Augen geführt worden, daß die 
staatliche Neuverschuldung bei der derzeitigen Ausgestaltung des verschuldungs-
politischen Ordnungsrahmens als ein weitgehend unbeherrschbares Instrument 
der Finanzpolitik gelten muß. 

Die rasante Entwicklung des Schuldenanstiegs seit Mitte der 70er Jahre, noch 
beschleunigt- zum Teil in zahlreichen Nebenhaushalten-durch die deutsche 
Vereinigung, und die hohen Kreditaufnahmen der öffentlichen Hand auch in 
wirtschaftlichen Aufschwungphasen sind äußere Erscheinungsformen eines gra-
vierenden Ordnungsdefizits im Verschuldungsbereich. Vieles weist darauf hin, 
daß das Verschuldungsinstrument in der Vergangenheitaufgrund institutioneller 
Defekte und daraus folgender Fehlanreize falsch eingesetzt wurde und auch 
weiterhin von Parlamenten und Exekutive falsch eingesetzt werden wird, wenn 
eine Reformierung des ordnungspolitischen Rahmens nicht erfolgt. Bei der 
Durchsetzung staatlicher Kreditaufnahme gab und gibt es wenig politische 
Widerstände, obwohl an der Zweckmäßigkeit der praktizierten Verschuldungs-
politik erhebliche Zweifel angebracht sind. Durch einen zu leichtfertigen Ge-
brauch entsteht die Gefahr, daß die Verschuldung sachlich nicht gerechtfertigt 
ist. Deshalb sind Überlegungen zur Änderung bestehender und zur Ausgestaltung 
neuer Regelungen für einen im Hinblick auf ökonomische Funktionserfordernis-
se sinnvollen Einsatz der Kreditaufnahme dringend notwendig. 

Diese Erkenntnis, die auch vom Bundesverfassungsgericht geteilt wird, hat 
bisher im politisch-administrativen System der Parlamente, Regierungen und 
Verwaltungen zu keinen institutionellen Reformmaßnahmen geführt. Der Staat 
isttrotzder Fehlentwicklungstendenzen in diesem für die langfristige volkswirt-
schaftliche Entwicklung eminent wichtigen Bereich der öffentlichen Finanzwirt-
schaft bislang seiner Aufgabe nicht nachgekommen, die nur rudimentären Be-
schränkungs- und Steuerungsregeln für den Verschuldungseinsatz fortzuentwik-
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kein. Gleichwohl manifestiert sich der hohe Stellenwert der Verschuldung in der 
politischen Diskussion: Seit langem äußert sich dies etwa in wohlklingenden 
Bekundungen der Entscheidungsträger, die Neuverschuldung deutlich reduzieren 
zu wollen, um die gesamtwirtschaftlich schädlichen Folgen einer übermäßigen 
Verschuldung zu begrenzen. Nicht zuletzt soll mit dieser Arbeit denjenigen 
Akteuren, die es mit einem sachgemäßen Verschuldungsgebrauch ernst meinen, 
eine Argumentationsgrundlage und speziell mit der Verschuldungsordnung eine 
Handlungsempfehlung an die Hand gegeben werden. 

Es ist deshalb das Anliegen der Arbeit, zunächst das Ordnungsdefizit heraus-
zuarbeiten und damit die Notwendigkeit einer Reform der nur rudimentären 
Ordnung des Verschuldungsbereichs zu betonen. Hierzu sind systematisch die 
legitimen Einsatzfelder sowie die Mängel der praktizierten Verschuldungspolitik 
und deren Ursachen zu ermitteln, die es durch Änderungen der institutionellen 
Strukturen zu heilen gilt. Das zentrale Ziel der Arbeit ist es, eine spezielle 
Verfahrensordnung tur den Einsatz des Verschuldungsinstruments zu entwerfen, 
bei deren Implementierung die verschuldungspolitischen Mängel des Status quo 
vermieden und die Ursachen adäquat berücksichtigt werden. Diese Verschul-
dungsordnung muß den Handlungsspielraum der Akteure im politisch-admini-
strativen System soweit beschränken, daß deren Handeln im Einklang mit dem 
Gemeinwohl steht. Deshalb müssen gesamtwirtschaftlich vorteilhafte Regelungen 
zur Rationalisierung der Verschuldungspolitik tur eine unbestimmte Zahl zu-
künftiger Anwendungsflllle entwickelt werden, die ex ante zu fixieren und 
zwingend vorzuschreiben sind. Diese Untersuchung soll damit ebenfalls einen 
Beitrag leisten, sich auch in Verschuldungsfragen verstärkt ordnungspolitischem 
Denken zuzuwenden. 

Um diese Zielsetzung zu erreichen, bietet es sich an, wie folgt vorzugehen: 
Zunächst werden einige Grundlagen zum besseren Verständnis der Versehut-
dungsthematik gelegt. Hierzu zählt ein vollständiger Überblick über die Träger 
der Verschuldung und diejenigen Größen, die als Verschuldung verstanden 
werden müssen, sowie ein knapper Abriß der Verschuldungsentwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland. Diese eintuhrenden Darlegungen weisen bereits auf 
einige Aspekte des Regelungsdefizits. 

Im zweiten Teil der Arbeit gilt es, die facettenreiche Verschuldungsthematik 
aus ökonomischer und speziell ordnungspolitischer Sicht umfassend zu würdi-
gen. In einem ersten Schritt ist die ökonomische Legitimität des Verschuldungs-
gebrauchs zu analysieren. In einem zweiten Schritt wird die Notwendigkeit einer 
Verschuldungsordnung detailliert begründet. Dies erfolgt auf der Basis spezifisch 
ordoliberaler Prinzipien der Wirtschaftspolitik. Mit deren Hilfe können die 
legitimen Einsatzfelder des Verschuldungsinstruments bestimmt und die Mängel 
und Gefahren der-weitgehend unsachgemäßen - Verschuldungspolitik in der 
Staatspraxis aufgespürt werden. Die vielfllltigen Ursachen dieser Mängel finden 
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sich maßgeblich in der vorherrschenden Verschuldungsneigung der am Willens-
bildungsprozeß beteiligten Gruppen, die mit Hilfe der Forschungsrichtung der 
Ökonomischen Theorie der Politik zu ergründen ist. Die Mängel resultieren aber 
auch aus einigen als objektiv-technisch zu bezeichnenden Faktoren. Da vielfach 
behauptet wird, die Wesensmerkmale einer zukünftigen Europäischen Währungs-
union im allgemeinen und die in Maastricht beschlossenen Regelungen Uber die 
Verschuldung im speziellen wären geeignet, die Verschuldungsfilhigkeit des 
Staates sinnvoll zu begrenzen- gleichsam den Ordnungsrahmen hinreichend 
zu reformieren -, soll diese Behauptung ebenfalls kritisch beleuchtet werden. 

Zentraler Gegenstand des dritten Teils der Arbeit sind die konkreten recht-
lichen Verschuldungsregelungen ftlr Bund, Länder und Gemeinden in Deutsch-
land. Es ist im einzelnen zu untersuchen, warum diese nur unzureichend in der 
Lage sind, ihre Intention, einen Verschuldungsmißbrauch zu verhindern, zu 
erftlllen. Dabei werden die Schwachstellen der Regelungen und Lücken bzw. 
Unzulänglichkeiten im Regelungsgeflecht aufgezeigt, die das rechtliche Ord-
nungsdefizit ausmachen. Zugleich werden Ansätze zur Weiterentwicklung des 
Verschuldungsrechts gesucht. Bezüglich der verschuldungsrelevanten Verfas-
sungsbestimmungen fiir den Staat erscheint es äußerst bedeutsam zu zeigen, wie 
diese auszulegen sind und wie sich eine Verschuldungsordnung in den bestehen-
den Rechtsrahmen einfUgen lassen könnte. Im Hinblick auf die - in der Lite-
ratur regelmäßig vernachlässigte - Kommunalverschuldung ist die besondere 
Funktion der Kreditfinanzierung von Gemeindeaufgaben zu berücksichtigen. Des 
weiteren werden in diesem Teil der Arbeit die Erfahrungen in einigen ausge-
wählten Staaten mit den dort existierenden Verschuldungsbegrenzungsvorschrif-
ten untersucht, um daraus weitere Erkenntnisse filr die Ausgestaltung einer 
bundesdeutschen Verschuldungsordnung zu gewinnen. Zudem soll geprüft wer-
den, welchen Beitrag die von wissenschaftlicher Seite vorgeschlagenen Konzepte 
zur Verschuldungsbegrenzung, namentlich das Konzept der 'Sustainability' und 
das der Normalverschuldung, zur Rationalisierung der Verschuldungspolitik 
leisten könnten. 

Die Ergebnisse der vorstehenden Untersuchung münden im vierten Teil der 
Arbeit in die konkrete Konstruktion der Verschuldungsordnung fiir den Bund. 
Mit dieser Ordnung werden ökonomische Grundsätze ftlr eine rationale Ver-
schuldungspolitik entwickelt, die im Willensbildungsprozeß zu beachten sein 
sollen. Außerdem werden Vorschläge unterbreitet, diese Grundsätze institutio-
nell, rechtlich und technisch abzusichern, damit die Gewähr ihrer Befolgung im 
politisch-administrativen System gegeben ist. Hierbei wird in besonderem Maße 
auch auf die Praktikabilität und Umsetzbarkeit ins derzeitige Verschuldungsrecht 
Wert gelegt. Von theoretischer und praktischer Bedeutung erscheint ebenfalls die 
Problematik der institutionellen Ausgestaltung der Schuldentilgungsvorhaben des 
Bundes. Des weiteren gilt es, durch eine Ergänzung der Ordnung für ein aus 
gesamtstaatlicher Perspektive sachgerechtes Verschuldungsverhalten Sorge zu 

2* 




